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insgesamt 500 DM vom Nutzen nicht in Abzug zu 
bringen. Von dem die Summe von 500 DM übersteigen­
den Betrag ist der auf ein Benutzungsjahr entfallende 
Anteil bei der Ermittlung des Nutzens zu berücksichti­
gen, auch wenn er nicht aktiviert wird.

(4) Soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
der Gewinn des Betriebes und das zentralisierte Rein­
einkommen bei der Ermittlung des Nutzens nicht zu 
berücksichtigen. g 2

Der Betrieb, der eine Neuerung benutzt, hat den 
Nutzen zu ermitteln. Entsteht der Nutzen ganz oder 
teilweise außerhalb des benutzenden Betriebes, so sind 
die Betriebe, in denen der Nutzen eintritt, verpflichtet, 
bei der Ermittlung des Nutzens mitzuwirken und die 
Ergebnisse dem Betrieb zuzuleiten, der die Neuerung 
benutzt

2. A b s c h n i t t  
Ermittlung des errechenbaren Nutzens

§ 3
(1) Bei der Errechnung des Nutzens ist grundsätzlich 

von den nachweisbaren, direkten Einsparungen an 
Kosten pro Einheit oder Stück auszugehen, die durch 
die Veränderung der Arbeits- und Materialnormen ge­
sichert sind. Zu berücksichtigen sind insbesondere Ein­
sparungen an Grund- und Hilfslohn, Lohnzuschlägen, 
Grund- und Hilfsmaterial einschließlich Energie, frem­
den Hilfsleistungen und sonstigen Kosten.

(2) Wird Grund- oder Hilfslohn eingespart, so ist ein 
Zuschlag in Höhe von 25 % der eingesparten Lohn­
summe zu den gemäß Abs. 1 ermittelten Einsparungen 
an Grund- und Hilfslohn zu gewähren. Dieser Zuschlag 
beträgt 35 %> wenn der eingesparte Lohn nach dem 
Bergbautarif zu berechnen ist.

§ 4
(1) Führt die Benutzung einer Neuerung zu einer Ver­

ringerung der Kosten für Ausschuß, so ist die Differenz 
zwischen den Produktionsselbstkosten des Ausschusses 
vor und nach der Benutzung der Neuerung als Ein­
sparung anzusehen. Der § 3 Abs. 2 dieser Anordnung 
findet keine Anwendung.

(2) Die durch vermiedene Nacharbeit eingesparten 
Kosten sind gemäß § 3 dieser Anordnung zu berechnen.

§ 5
Wird durch eine Neuerung die Qualität eines Er­

zeugnisses erhöht, so daß die bisherige Herstellung von 
Erzeugnissen geringerer Qualität ganz oder teilweise 
vermieden wird, so ist, falls eine Preisdifferenz ent­
steht, die Differenz zwischen dem alten und dem neuen 
Betriebspreis der Berechnung der Vergütung zugrunde 
zu legen.

3. A b s c h n i t t  
Ermittlung des schätzbaren Nutzens

§ 6
(1) Soweit der Nutzen ganz oder teilweise nicht zu 

errechnen ist, ist er durch Schätzen zu ermitteln oder 
zu ergänzen.

(2) Das Schätzen hat sorgfältig durch Vergleich der 
wertmäßig bekannten, vergleichbaren Faktoren des Be­
triebes zu erfolgen.

4. A b s c h n i t t
Die Meldung des Nutzens bei überbetrieblicher

Benutzung von Neuerervorschlägen und Neuerer­
methoden 

§ 7
(1) Der Nutzen aus der überbetrieblichen Benutzung 

von Neuerervorschlägen und Neuerermethoden ist nah 
dieser Anordnung zu ermitteln. Die benutzenden Be­

triebe haben innerhalb einer Frist von 30 Tagen 
seit Benutzungsbeginn den vorkalkulierten Nutzen 
eines Benutzungsjahres, unter Angabe des Benutzungs­
beginns, dem übergeordneten Organ des erstbenutzen­
den Betriebes zu melden. Beträgt die vorgesehene Be­
nutzungsdauer weniger als ein Benutzungsjahr, so ist 
der vorkalkulierte Nutzen für den tatsächlichen Be­
nutzungszeitraum zu melden. Der Beginn und die vor­
aussichtliche Beendigung der Benutzung sind anzu­
geben.

(2) Übergeordnete Organe im Sinne des Abs. 1 sind 
für die Betriebe der örtlichen Wirtschaft der zu­
ständige Bezirkswirtschaftsrat, die zuständige Abtei­
lung des Rates des Bezirkes oder ein anderes zustän­
diges bezirkliches Staats- oder Wirtschaftsorgan.

(3) Die planmethodischen Bestimmungen zum Plan 
Neue Technik über die Erfassung und Meldung des 
Nutzens aus der Benutzung von überbetrieblichen 
Neuerungen an die übergeordneten Organe werden 
durch die Absätze 1 und 2 nicht berührt.

5 .  A b s c h n i t t  
Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 8
(1) Ist die Vergütung nach Inkrafttreten der Neuerer­

verordnung noch nach der Verordnung vom 6. Februar 
1953 über das Erfindungs- und Vorschlagswesen in der 
volkseigenen Wirtschaft (GBl. S. 293) und den dazu er­
gangenen Durchführungsbestimmungen zu zahlen (§ 42 
Absätze 2 und 3 der Neuererverordnung), so- ist der 
Nutzen für die Berechnung der Vergütung
1. nach den Richtlinien vom 19. Juni 1953 für die 

Erfassung des effektiven Nutzens aus der Anwen­
dung von Verbesserungsvorschlägen und Erfindun­
gen im Rechnungswesen der volkseigenen Wirt­
schaft (ZB1. S. 285) und

2. nach der Anordnung vom 20. September 1954 zur 
Ergänzung und Abänderung der Richtlinien für die 
Erfassung des effektiven Nutzens aus der Anwen­
dung von Verbesserungsvorschlägen und Erfindun­
gen im Rechnungswesen der volkseigenen Wirt­
schaft (ZB1. S. 495)

zu ermitteln.
(2) Für die Berechnung der Vergütung für Ge­

brauchsmuster (§ 42 Abs. 6 der Neuererverordnung) 
gilt der Abs. 1 nur, wenn ein Gebrauchsmuster vor 
Inkrafttreten der Neuererverordnung bereits benutzt 
wurde.

§9
(1) Diese Anordnung tritt am 1. August 1963 in Kraft
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Richtlinien vom 19. Juni 1953 für die Erfassung des 
effektiven Nutzens aus der Anwendung von Ver­
besserungsvorschlägen und Erfindungen im Rech­
nungswesen der volkseigenen Wirtschaft (ZBL
S. 285);

2. Anordnung vom 20. September 1954 zur Ergänzung 
und Abänderung der Richtlinien für die Erfassung 
des effektiven Nutzens aus der Anwendung von 
Verbesserungsvorschlägen und Erfindungen im 
Rechnungswesen der volkseigenen Wirtschaft (ZBL
S. 495).

Berlin, den 31. Juli 1963
Der Präsident ‘

des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen
Dr. H e m m e r l i n g


